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Drucksadle IV/369 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 1/61 > des 

Referendars Martin Florin, Münster 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 4. Deutschen 

Bundestag vom 17. September 1961 

hat der Deutsche Bundestag in seiner 

Sitzung am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom 
21. September 1961 Einspruch eingelegt und ihn 
begründet. 

Der Einspruchsführer war im Wählerverzeichnis 
der Stadt Gütersloh eingetragen. Da er sich mit 
einem Bekannten, Dr. Schönfeld, der in Münster 
i./W. im Wählerverzeichnis eingetragen war, vor 
der Bundestagswahl auf eine Auslandsreise be- 
gab, beantragten beide bei ihren zuständigen 
Wahlämtern die Zusendung der Briefwahlunter- 
lagen postlagernd an das Hauptpostamt Karls- 
ruhe. Diese wurden vom Wahlamt der Stadt 
Münster am 11. September 1961 und vom Wahl- 
amt der Stadt Gütersloh am 12. September 1961 
an die angegebene Adresse abgesandt. 

Am 15. September gegen 19 Uhr haben der Ein- 
spruchsführer und Dr. Schönfeld beim Hauptpost- 
amt Karlsruhe um Aushändigung der Briefwahl- 
unterlagen gebeten, jedoch die Auskunft erhal- 
ten, diese seien noch nicht eingegangen. Beide 
haben daraufhin ihre Reise abgebrochen und sind 
in ihre Heimatorte gefahren, um von der Mög- 
lichkeit der persönlichen Stimmabgabe Gebrauch 
zu machen. 

In Münster wurde dem Dr. Schönfeld die Teil- 
nahme an der Wahl ermöglicht, nachdem festge- 
stellt worden war, daß er von der Briefwahl 
noch keinen Gebrauch gemacht hatte. Der im 
Wählerverzeichnis eingetragene Briefwahl-Sperr- 
vermerk wurde zu diesem Zweck storniert und 
ihm die Stimmabgabe unter Verwendung eines 
neu ausgestellten Wahlscheines gestattet. 

Dem Einspruchsführer dagegen wurde die Abga- 
be seiner Stimme verweigert, obwohl durch ein 
Ferngespräch des Wahlamtsleiters mit dem 
Hauptpostamt in Karlsruhe festgestellt worden 
war, daß die Briefwahlunterlagen dort noch un- 
benutzt Vorlagen. Ein schriftlich eingereichter 
Antrag des Einspruchsführers beim Wahlleiter, 
ihm daraufhin die Teilnahme an der Wahl durch 
persönliche Stimmabgabe zu ermöglichen, wurde 
von diesem abgelehnt und erklärt, daß diese 
Entscheidung endgültig sei. 


Der Einspruchsführer behauptet, die Verweige- 
rung der Stimmabgabe sei ein Eingriff in sein 
verfassungsmäßig garantiertes Wahlrecht nach 
Artikel 38 Abs. 2 GG. Im übrigen sei durch die 
verschiedene Behandlung gleichgelagerter Fälle 
in Münster bzw. Gütersloh der Grundsatz der 
Gleichheit der Wahl nach Artikel 38 Abs. 1 GG 
verletzt. 

Er beantragt, die Wahl in Gütersloh für ungültig 
zu erklären. Hilfsweise beantragt er, die Wahl 
in Münster zu wiederholen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat den Einspruch 
in öffentlicher mündlicher Verhandlung behan- 
delt, zu der der Einspruchsführer persönlich er- 
schienen war. Von den gemäß § 6 Wahlprüfungs- 
gesetz am Verfahren Beteiligten v\raren der Bun- 
desminister des Innern und der Bundeswahllei- 
ter vertreten; sie halten den Einspruch für nicht 
begründet. 


Entscheidungsgründe 

1. Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim 
Deutschen Bundestag eingegangen und begrün- 
det worden. Der Einspruch und der hilfsweise 
eingelegte Einspruch sind zulässig, aber nicht be- 
gründet. 

Einem Wahlberechtigten, dem auf seinen Antrag 
ein Wahlschein ausgestellt worden ist, ist die Ab- 
gabe seiner Stimme ohne Wahlschein zu versa- 
gen. Er hat nur noch die Möglichkeit, entweder 
durch Übergabe seines Wahlscheines in einem 
Wahlbezirk seines Wahlkreises gemäß § 55 BWO 
oder im Wege der Briefwahl nach § 62 BWO zu 
wählen. Zur Verhinderung der Doppelwahl wird 
nach Erteilung eines Wahlscheines im Wähler- 
verzeichnis gemäß § 27 BWO ein Sperrvermerk 
eingetragen, der es dem betreffenden Wahlbe- 
rechtigten auch in dem für ihn zuständigen Wahl- 
bezirk unmöglich macht, ohne Wahlschein zu 
wählen. 

Beantragt ein Wahlberechtigter, wie dies der 
Einspruchsführer getan hat, ihm den Wahlschein 
an eine bestimmte Adresse zu übersenden, so 
trägt er für den rechtzeitigen Zugang der Unter- 
lagen ebenso das Risiko wie für den rechtzeitigen 
Eingang des Wahlbriefes beim Kreiswahlleiter. 

Nach der Vorschrift des § 25 Abs. 8 BWO brau- 
chen Wahlscheine, selbst wenn sie nachweislich 
verlorengegangen sind, nicht ersetzt zu werden. 
Der Einspruchsführer hatte daher keinen Anspruch 
darauf, daß ihm vom Leiter des zuständigen 
Wahlamtes ein neuer Wahlschein ausgestellt wur- 
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de, nachdem der Wahlschein antragsgemäß recht- 
zeitig abgesandt worden war. Dafür, daß der Ein- 
spruchsführer am Wahltag sein Wahlrecht nicht 
aiisüben konnte, trifft ihn allein das Verschulden. 

Die Beweisaufnahme hat ergeben, daß der Ein- 
spruchsführer nach der Auskunft vom Hauptpost- 
amt Karlsruhe, die Briefwahiunterlagen seien 
noch nicht eingegangen, eine Postkarte an das 
Hauptpostamt gerichtet hat, mit der das Postamt 
gebeten wurde, die Briefwahlunterlagen an die 
Heimatadresse nachzusenden. Zwar wäre das 
Postamt berechtigt gewesen, diesem Ersuchen 
nachzukommen, aber das Risiko einer rechtzeiti- 
gen Nachsendung trifft wieder den Einspruchs- 
führer. Er durfte sich nicht darauf verlassen, daß 
ihm die Briefwahlunterlagen rechtzeitig nachge- 
sandt würden. Er hat nicht alle ihm zur Verfü- 
gung stehenden Möglichkeiten ausgeschöpft, um 
in den Besitz der Briefwahlunterlagen zu gelan- 
gen. Er hätte beim Hauptpostamt entweder bereits 
bei der ersten oder bei einer weiteren Nachfrage 
am folgenden Tage um eine erneute, gegebenen- 
falls genauere Nachprüfung bitten müssen, ob 
nicht doch die Briefwahlunterlagen eingegangen 
waren. Wegen der Wichtigkeit der postlagernden 
Sendung hätte er sich unter Umständen sogar an 
den aufsichtsführenden Beamten des Postamtes 
wenden müssen. 

Da somit ein Verstoß gegen Wahlrechtsvorschrif- 
ten seitens der Wahlbehörden in Gütersloh nicht 
festgestellt werden konnte, kann der Einspruch 
insoweit keinen Erfolg haben. 

2. Soweit der Einspruchsführer die Verletzung des in 
Artikel 38 Abs. 1 GG niedergelegten Grundsatzes 
der gleichen Wahl rügt, vermag auch dieser Ein- 
spruch nicht durchzugreifen. Der in Artikel 38 
Abs. 1 niedergelegte Grundsatz beinhaltet das 
Verbot, das Gewicht der Wählerstimmen bei- 
spielsweise nach der Zugehörigkeit zu einem be- 
stimmten Stand zu differenzieren. Nicht jedoch, ob 
jemand auf Grund von Formvorschriften, die das 
Wahlverfahren unbedingt erfordert, von der Aus- 
übung seines Wahlrechtes überhaupt ausge- 
schlossen werden kann. Mit der Zulassung des 
Dr. Schönfeld zur Bundestagswahl ist demnach 
der Grundsatz der gleichen Wahl nach Artikel 38 
Abs. 1 GG nicht verletzt worden. 

Die Ausstellung eines neuen Wahlscheines an 
Dr. Schönfeld durch die Wahlbehörden stellt auch 
keine Verletzung von Wahlrechtsvorschriften dar, 


die die Anfechtung der Wahl in Münster recht- 
fertigen könnte. Da für die Wählämter keine 
Verpflichtung besteht, verlorengegangene oder 
unerreichbare Wahlscheine zu erneuern, wenn 
sie ordnungsgemäß ausgestellt und zugesandt 
worden sind, ist es ihnen nach § 25 Abs. 8 BWO 
verwehrt, einen verlorengegangenen Wahlschein 
zu ersetzen, um eine Doppelwahl zu verhindern. 

Für den Fall, daß ein Wahlschein, wie im Falle 
des Einspruchsführers und des Dr. Schönfeld, 
zwar nicht verlorengegangen, aber für den Wahl- 
berechtigten am Wahltag unerreichbar war, hat 
die Bundeswahlordnung keine besondere Rege- 
lung getroffen. Die Gemeindebehörde kann daher 
nach ihrem freien Ermessen unter Berücksichti- 
gung von Sinn und Zweck der §§ 25, 27 BWO 
handeln. Zweck beider Bestimmungen ist es, Dop- 
pelwahlen zu verhindern. Kommt ein Wahlamt 
zu dem Ergebnis, daß durch die Ausstellung ei- 
nes neuen Wahlscheines eine Doppelwahl aus- 
geschlossen ist, so kann es unter freier Würdi- 
gung der Beweislage entscheiden, ob es einen 
neuen Wahlschein ausstellen will, ohne daß hier- 
auf jedoch ein Anspruch besteht. 

Die unterschiedlichen Entscheidungen der Wahl- 
ämter von Gütersloh und Münster beruhen daher 
auf einer verschiedenen Auslegung der Bestim- 
mungen der Bundeswahlordnung bzw. einer 
verschiedenen Würdigung der Beweislage, ohne 
daß auf der einen oder anderen Seite eine Rechts- 
verletzung vorliegt. Da in beiden Fällen verschie- 
dene Verwaltungsbehörden entschieden haben, 
liegt auch keine Verletzung des in Artikel 3 GG 
garantierten Gleichheitsgrundsatzes vor. Eine 
solche wäre nur dann anzunehmen, wenn das- 
selbe Wahlamt in den zwei gleichgelagerten 
Fällen abweichend entschieden hätte. 

Der Einspruch und der hilfsweise eingelegte 
Einspruch waren daher zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) das Rechtsmittel der 
Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht binnen 
einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses unter 
den im § 48 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes 
angegebenen Voraussetzungen möglich. 


4 



